
kann dies jedenfalls nicht für die spätere Entwicklung 
gelten. Die demokratischen Kräfte haben auch die Teile 
des deutschen Volkes, die der unseligen Beeinflussung 
der Vergangenheit zum Opfer gefallen waren, maßgeb­
lich aufgeklärt und grundlegende Neuerungen geschaf­
fen. Bereits vor der Gründung der Deutschen Demo­
kratischen Republik muß eine weitgehend erfolgreiche 
Demokratisierung verzeichnet werden. Unzweideutig 
stellt aber jedenfalls die Gründung unserer Republik 
den entscheidenden Abschluß einer Etappe der Ver­
nichtung der faschistischen und militaristischen 
Kräfte und deren möglicher Auswirkungen dar; sie ist 
ein historisches Ereignis, von dem an man neufaschi­
stische Täter keinesfalls mehr milder beurteilen und 
sie nicht mehr als Minderbelastete bewerten kann.

Der Angeklagte Sch. war also als Belasteter einzu­
stufen. Der Auffassung des Generalstaatsanwalts, daß 
die Strafe und die Sühnemaßnahmen im Falle eines 
Jugendlichen, nach KontrR.-Direktive Nr. 38 zu bestra­
fenden Täters nicht aus dem Jugendgerichtsgesetz, son­
dern aus der KontrR.-Direktive Nr. 38 zu entnehmen 
seien, muß gleichfalls beigepflichtet werden.

Wie aus Abschn. X KontrR.-Direktive Nr. 38 Abs. 1 er­
sichtlich, ist es vor allem Zweck dieser Direktive, die 
vollständige und endgültige Vernichtung des National­
sozialismus und Militarismus herbeizuführen, mit den 
in Abs. 2 dieses Abschnittes enthaltenen Verweisungen, 
vor allem auf das Potsdamer Abkommen, wird noch 
dieser hohe Zweck der KontrR.-Direktive#Nr. 38 sehr 
eindringlich in seiner richtigen, vollen Bedeutung auf­
gezeigt: Es geht um das große Ziel der Durchführung der 
Krim-Deklaration über Deutschland, also nicht nur um 
Ausrottung des deutschen Militarismus und National­
sozialismus, nicht nur darum, daß Deutschland niemals 
mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens 
in der ganzen Welt bedrohen kann, sondern es geht zu­
gleich auch darum, daß das deutsche Volk sein Leben 
auf einer demokratischen, friedlichen Grundlage von 
neuem wieder aufbauen kann und ihm ermöglicht wird, 
seinen Platz unter den freien und friedlichen Völkern 
der Welt einzunehmen (vgl. vorletzter Absatz des Vor­
spruches des Potsdamer Abkommens). Gerade auf der 
Linie der Verfolgung dieses Zieles liegt die Bestimmung 
des Art. Ill A III der Direktive. Damit aber der er­
strebte hohe Zweck durchgesetzt werde, ist erforderlich, 
die vom Gesetzgeber vorgesehenen Strafen und Sühne­
maßnahmen auch wirklich anzuwenden. Diese Auffas­
sung ist unvereinbar mit einer Heranziehung der be­
sonderen, die Strafe betreffenden Bestimmungen des 
Jugendgerichtsgesetzes. Das Gericht kann in Fällen 
der KontrR-Direktive Nr. 38 nicht mit den Zuchtmitteln 
des Jugendgerichtsgesetzes auskommen. Es kann aber 
auch nicht die des Jugendgefängnisses verhängen, zu­
mal letztere eine spezifische Strafe mit vielfachen Be­
sonderheiten ist; es mag hier nur auf die Strafausset­
zung und Entlassung auf Probe hingewiesen werden. 
Entsprechend dem Strafsystem des Jugendgerichtsgeset­
zes ist auch dort die Vollstreckung eine besonders ge­
staltete. Bereits die Tatsache, daß der Jugendrichter 
der Vollstreckungsleiter ist, bewirkt, daß die Jugend­
lichen der Zuständigkeit der ordentlichen Strafvollzugs­
behörden entzogen sind. Gerade aber auf dem Gebiete 
des Strafvollzuges bei Verbrechen gegen die KontrR.- 
Direktive Nr. 38 ist aber besondere Erfahrung in der 
Berücksichtigung der Staatsinteressen erforderlich, die 
bei den ordentlichen Strafvollstreckungs- und Vollzugs­
behörden vorauszusetzen ist.

Es ergibt sich nach dem Gesagten, daß außer der zu 
beachtenden Vorschrift des § 3 des Jugendgerichtsgeset­
zes über die Verantwortlichkeit des Jugendlichen die 
sachlich- und vollzugsrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetzes auf dem Gebiete der KontrR.-Direktive Nr. 38 
als eine für die demokratische Gestaltung des deut­
schen Volkes und die Erhaltung des inneren und äuße­
ren Friedens so bedeutungsvollen, ausgeprägt politi­
schen Gesetzes keinesfalls Anwendung finden können.

Im übrigen ist der Hinweis des Generalstaatsanwalts 
auf die mit dem Befehl Nr. 201 der SMAD vom 
16. August 1945 angeordneten „Richtlinien zur Anwen­
dung der Direktiven Nr. 24 und Nr. 38 des Kontrollrates 
über die Entnazifizierung“ zutreffend. Die in Absatz 4 
Ziff. 7 der Richtlinien enthaltene Weisung „die Prüfung 
der den Gerichten ... übergebenen Fälle zur Feststel­
lung der Schuld und zur Bestrafung ... von deutschen 
Gerichten unter Anwendung der in der Direktive Nr. 38

des Kontrollrates vorgesehenen Sanktionen durchzu­
führen“ ist gerade eine Folge und ein Ausdruck der auch 
hier ausgedrückten Auffassung, nach welcher wegen der 
Bedeutsamkeit des Gesetzeszieles die unbedingte An­
wendung der in der Direktive vorgesehenen Sühnemaß­
nahmen geboten und eine Anwendung der besonderen 
Strafbestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes als dem 
Zweck der Direktive zuwiderlaufend ausgeschlossen ist.

Im übrigen kennt die Direktive Nr. 38 als Strafen 
neben den gleichzeitig zu erkennenden Sühnemaßnah­
men nur Gefängnis oder Zuchthaus. Sonstige in deut­
schen Gesetzen, also auch im Jugendgerichtsgesetz vorge­
sehene Strafen sind also schon deshalb ausgeschlossen.

Die Feststellungen des angefochtenen Urteils sind mit 
Recht als unzulänglich gerügt. Es unterliegt der Auf­
hebung.

Bereits der rechtliche Gesichtspunkt des Art. Ill A III 
KontrR-Direktive Nr. 38 erfordert erschöpfende Über­
prüfung der schweren Taten der Angeklagten um so 
mehr, als sich aus den Urteilsanführungen ungeachtet 
ihrer Mängel ergibt, daß diese Taten sehr ernst und 
gewichtig genommen werden müssen, wie dies bei der 
Behandlung der Verwerflichkeit des Verhaltens des 
Angeklagten Sch. bereits dargelegt ist.

Hinsichtlich des Angeklagten Sch. ist zunächst zu be­
anstanden, daß das Urteil keine Anführungen im 
Sinne des Jugendgerichtsgesetzes über die offenbar 
angenommene geistige und sittliche Reife des Ange­
klagten in bezug auf die verübte Straftat enthält. Die 
Strafkammer wird also die erforderliche Prüfung vor­
zunehmen und in dem zu fällenden Urteil nieder­
zulegen haben.

Im Urteil wird zwar angeführt, daß Sch. den W. ver­
leitet habe, die Verbreitung der Flugblätter „mit­
zumachen“. Diese Anführung wird jedoch der Sachlage 
nicht gerecht. Die Anklageschrift behauptet, Sch. sei, 
nachdem er von Schlott-Koschote für die sogenannte 
„Kampfgruppe gegen die Unmenschlichkeit“ geworben 
worden war, dazu übergegangen, seinerseits für sie zu 
werben, er habe nicht nur den W. geworben, sondern 
sei überhaupt Organisator und Führer einer Gruppe 
geworden. Die Strafkammer hätte zur pflichtgemäßen 
Erforschung der Wahrheit in Richtung der Persönlich­
keit und der Handlungen der Angeklagten die wesent­
lichen Ergebnisse der Vorermittlungen zum Gegen­
stände der Hauptverhandlung machen müssen. Das 
Urteil und das Protokoll über die Hauptverhandlung 
lassen aber nicht erkennen, ob sich die Strafkammer 
mit den ausführlichen Ermittlungsergebnissen ent­
sprechend befaßt und bei der Befragung der Angeklag­
ten die Ermittlungsergebnisse berücksichtigt, insbeson­
dere ihnen den wesentlichen Inhalt der von der 
Polizei aufgenommenen Niederschriften vorgehal­
ten hat.

In tatsächlicher Hinsicht hat insbesondere der An­
geklagte W. vor der Polizei ausgesagt, daß von Schlott- 
Koschote und auch von Sch. einige weitere Jugendliche 
noch mit der Beschaffung und zum Teil auch der Ver­
breitung der Flugblätter befaßt wurden. Im Falle des 
Angeklagten Sch. muß unter anderem dem sich aus 
seiner Vernehmung im Ermittlungsverfahren ergeben­
den Umstand Bedeutung beigemessen werden, daß Sch. 
bereits im April 1950 zusammen mit seinem Freund H., 
der FDJ-Funktionär gewesen sei und Gelder einer 
FDJ-Kasse unterschlagen habe, versucht habe, illegal 
nach Westdeutschland zu gehen, obwohl er ein Lehr­
verhältnis bei dem KWU Potsdam hatte. Beachtet muß 
weiter werden, daß er im Ermittlungsverfahren an­
gegeben hat, mit Schlott-Koschote homosexuell ver­
kehrt zu haben. Falls dies in der künftigen Haupt- 
verhandlu.ng erwiesen wird, wird zu prüfen sein, ob 
ein geschlechtlicher Einfluß Sehlott-Koschotes mit­
bestimmend für Sch. Straftaten gewesen ist, obwohl er 
nach seinen Angaben für die geschlechtliche Hingabe 
von diesem Geldbeträge empfangen hat. Bemerkens­
wert hätte der Strafkammer dann auch erscheinen 
müssen, daß Sch. den Schlott-Koschote, als dieser ihm 
mit einem Brief zugesandte Flugblätter zeigte, ersuchte, 
ihm solche zu geben und dann nach dem Absender des 
Briefes fragte, um selber Flugblätter erhalten zu 
können. In der Hauptverhandlung geprüft werden muß 
auch, daß Sch. im Besitze eines Schlagringes gewesen 
sein soll und daß er von Schlott-Koschote auch einen 
Auftrag auf Besorgung von 3 FDJ-Kleidungen über­
nommen habe.
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